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Wer schreibt, der bleibt! 
 
 

Zusätzliches Honorar sollte schrift-
lich vereinbart werden! 
 
 
Vielen Praktikern ist noch im Kopf, dass es nur dann mehr Honorar für Beson-
dere Leistungen gibt, wenn eine schriftliche Vereinbarung vorliegt. Das kommt 
aus den Zeiten der HOAI 1996/2002. Heute genügt der mündliche Auftrag des 
Auftraggebers. Dennoch sollten nachträgliche Honorarvereinbarungen schrift-
lich geschlossen werden, denn dann sind sie zweifelsfrei dokumentiert. Wie 
eine solche Vereinbarung aussieht, wird dargestellt. 
 
Frage 1: Ein Auftraggeber will wissen, ob es 
nicht einer schriftlichen Vereinbarung bedurft 
hätte, wenn sein Planer in der Schlussrech-
nung Honorare für einige Besondere Leistun-
gen abrechnen will. 
 
Frage 2: Ein Planer berichtet, dass er und sein 
Auftraggeber sich einig wären, dass Planungs-
änderungen vorliegen würden, die auch zu 
vergüten wären. Unsicher wären sie über die 
notwendige Form der Vereinbarung, damit 
auch später das Rechnungsprüfungsamt die 
Vereinbarung nachvollziehen könne. 
 
Zur Frage 1: Auf Nachfrage erläutert der Auf-
traggeber, dass es um Bestandspläne gehe, 
die er zwar haben wollte, bei denen ihm aber 
nicht klar war, dass diese nicht mit dem 
Grundhonorar abgegolten seien. Jetzt treffe 
ihn die Honorarforderung überraschend und er 
meine, dass eine solche Forderung doch nur 
bestehe, wenn es zu einer schriftlichen Hono-
rarvereinbarung gekommen sei. Auf weitere 
Nachfrage bestätigt der Auftraggeber, dass im 
Vertrag weder eine Pflicht zur Ankündigung 
oder Anmeldung, noch zur Art der Honorarver-
einbarung enthalten sei. Er stütze sein 
„Rechtsgefühl“ auf die HOAI. 
GHV: Nach Erfahrung der GHV ist dieses 
„Rechtsgefühl“ unter den Praktikern noch weit 
verbreitet und basiert auf der Regelung in § 5 
Abs 4 Satz 1 HOAI 1996/20021 wo es hieß: 

                                                 
1 Mit der Bezeichnung „HOAI 1996/2002“ ist die HOAI in 
der Fassung vom 17.09.1976 (BGBl. I. S. 2805), geändert 

„Für Besondere Leistungen, (...) darf ein Hono-
rar nur berechnet werden, wenn (...) das Hono-
rar schriftlich vereinbart worden ist.“ Demnach 
war der Anspruch auf eine Vergütung für eine 
Besondere Leistung tatsächlich an eine schrift-
liche Vereinbarung gebunden, selbst wenn die 
Leistungen erforderlich waren. Gab es eine 
solche nicht, war ein Anspruch auf Vergütung 
bereits aus fomellen Gründen ausgeschlos-
sen2. Da es diese Regelung von Beginn der 
HOAI bis zur HOAI 20093 gab, also mehr als 
30 Jahre, hat sich diese Regelung gefühlt als 
„das war schon immer so“ etabliert. Diese klar 
auftraggeberfreundliche Regelung hat der 
Verordnungsgeber in § 3 Abs. 3 HOAI 2009 
und gleichlautend auch in der HOAI 2013 ge-
strichen und durch die Regelung ersetzt: „Die 
Honorare für Besondere Leistungen können 
frei vereinbart werden.“ Demnach ist der An-
spruch nicht mehr an eine formelle Bedingung, 
nämlich die schriftliche Vereinbarung, gekop-
pelt. Die Honorare sind völlig formfrei zu ver-
einbaren. Gelingt dem Planer der Nachweis 
der Beauftragung (z. B. durch schlüssiges 
Verhalten des Auftraggebers wie hier: Er wollte 
die Beauftragung der Leistung nachweisen 
durch Zeugen – der Auftraggeber hat in einer 
Besprechung vor 10 Beteiligten den Planer 

                                                                       
am 21.09.1995 (BGBl. I. S. 1174) und am 10.11.2001 
durch Art. 5 des Neunten Euro.Einführungsgestzes (BGBl. 
I. S. 2992) gemeint. 
2 Für viele: OLG Oldenburg, Urteil vom 26.07.2005 - 2 U 
35/05 
3 HOAI in der Fassung vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 
2732)) 
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aufgefordert die Leistung zu erbringen; durch 
Dokumente – im Protokoll steht, dass der Auf-
traggeber die Leistung vom Planer fordert; und 
durch ungerechtfertigte Bereicherung – der 
Auftraggeber verwertet die Leistung, also will 
er sie haben) sind die Leistungen zu vergüten 
und das völlig formfrei. Versandte Protokolle 
des Planers über mündliche Vereinbarungen, 
auf die der Auftraggeber schweigt, gelten als 
sog. Kaufmännisches Bestätigungsschreiben; 
denn der Auftraggeber hätte widersprechen 
müssen. Fehlt nur eine Vereinbarung über die 
Höhe der Vergütung, greift § 632 Abs. 2 BGB 
und es gilt die „übliche“ Vergütung als verein-
bart. Was die Absicht des Verordnungsgebers 
dazu war, ergibt sich aus der amtlichen Be-
gründung (BR-Ds. 395/09) zu § 3 HOAI 2009, 
wo es heißt: „Ob der Architekt oder Ingenieur 
ein zusätzliches Honorar berechnen darf, rich-
tet sich nach den vertraglichen Voraussetzun-
gen.“ Demnach wollte der Verordnungsgeber 
vertragsrechtliche Aspekte aus der HOAI her-
aushaben und hat damit auch die Formvor-
schrift der schriftlichen Vereinbarung für Be-
sondere Leistungen entfernt. Will der Auftrag-
geber die Schriftform in seine Verträge wieder 
aufnehmen, handelt es sich (nur) um die ver-
tragliche Schriftform. Diese kann aber münd-
lich oder konkludent4 dadurch aufgehoben 
werden, in dem er sich selbst darüber hinweg-
setzt und z. B. unter Zeugen dennoch Aufträge 
erteilt5 Der Auftraggeber wird allenfalls eine 
Ankündigung, wie es diese in § 2 Abs. 6 
VOB/B auch gibt, wirksam in den Vertrag auf-
nehmen können. 
So beantwortet die GHV die Frage also mit: 
„Nein!“ 
 
Zur Frage 2: Kommt es zu Änderungen, erge-
ben sich entweder Änderungen in der Kosten-
berechnung oder es sind bereits einmal er-
brachte Grundleistungen zu wiederholen (oder 
beide Sachverhalte kommen kombiniert vor). 
Dann greift § 10 Abs. 1 HOAI 2013 für Ände-
rungen in der Kostenberechnung oder/und § 
10 Abs. 2 HOAI 2013 für wiederholte Grund-
leistungen. Beide Regelungen führen aus, 
dass die Änderungen und die Vergütung 
schriftlich zu vereinbaren sind. Spricht die HO-
AI als gesetzliche Verordnung von Schriftform, 
meint sie die gesetzliche Schriftform (§ 126 
Abs. 1 BGB)6. Demnach müssen beide Partei-
en ein Schriftstück erzeugen, welches auch 
von beiden im Original unterschrieben ist. Als 

                                                 
4 Kalte/Wiesner im Deutschen Ingenieurblatt 04/2009, S. 
64 
5 Sogar die sog. doppelte Schriftformklausel kann das 
nicht verhindern: BGH, Beschluss vom 25.01.2017 - XII ZR 
69/16 
6 Kalte/Wiesner im Deutschen Ingenieurblatt 05/2009, S. 
54 

Checkliste sollte eine solche schriftliche Zu-
satzvereinbarung folgende Inhalte haben: 

1. Zusatzvereinbarung mit Nummer und 
Datum (ermöglicht die einfache Identi-
fikation) 

2. Vertrag benennen (z. B. Vertrags-
nummer oder –datum, macht den Be-
zug zum bestehenden Vertrag eindeu-
tig) 

3. Parteien benennen (damit sind die Be-
teiligten der Vereinbarung benannt) 

4. Präambel (erläutert die ursprüngliche 
Leistung im Vertrag und den Anlass für 
die Leistungsänderung) 

5. Honorarvereinbarung (das Honorar 
sollte bestimmt werden (z. B. 10.000 
€), oder bestimmbar sein (z. B. dass 
sich das Honorar für die bisherigen 
Leistungen aus einer bestehenden 
Kostenberechnung ergibt und die zu-
künftigen Leistungen aus einer noch 
zu erstellenden erweiterten Kostenbe-
rechnung)) 

6. Abschlussklausel (die Zusatzvereinba-
rung soll die weiteren Vereinbarungen 
im Vertrag unverändert fortbestehen 
lassen oder wie vereinbart verändern, 
z. B. was Termine angeht) 

7. Unterschriften (Auftraggeber und Auf-
tragnehmer unterschreiben die Zu-
satzvereinbarung im Original) 

Damit liegt eine „formvollendete“ Vereinbarung 
vor, die auch ein Rechnungsprüfungsamt spä-
ter nicht mehr in Frage stellen kann. Eine sol-
che Vereinbarung sollte nicht nur für Vereinba-
rungen bei Leistungsänderung, sondern bei 
allen den Vertrag ergänzenden Leistungen, so 
auch bei nachträglichen Besonderen oder 
zusätzlichen Leistungen, getroffen werden. 
 
Fazit: Schriftliche Honorarvereinbarungen für 
Besondere Leistungen im Sinne der HOAI sind 
heute keine Anspruchsvoraussetzung mehr. 
Das war früher anders und ist so auch noch in 
vielen Köpfen der Praktiker. Um am Ende ei-
nes Projekts oder bei nachträglichen Prüfun-
gen Streit zu vermeiden, ist Auftraggebern und 
Planern zu raten Zusatzvereinbarungen zeit-
nah und schriftlich abzuschließen. Werden 
diese mit Hilfe der zur Frage 2 aufgezeigten 
„Checkliste“ erarbeitet, sind sie auch nach 
längerer Zeit durch Prüfinstitutionen oder nach 
Personalwechsel noch gut nachvollziebar. 
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